

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 19. Januar 1995 Öffentliche Sitzung

Beginn: 17.24 Uhr


                       Ende: 19.33 Uhr

Sitzungsunterbrechung:
./.

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Herr Schwardt




Herr Lindner

2. Schriftführer/in:
Herr Peters




Frau Engelke




Frau Martens

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede,

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Frau Pahnke, Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke,




Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke,

Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Wolff, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

Frau Jöhnck, Herr Kratzat, Frau Kühl,

entschuldigt:

Herr Dr. Wulff

Hauptamtliche

Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Magistratsmitglieder:
Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick,




Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift
Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und

hat gefertigt:


      Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben und somit 45 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten und die Be​schlußfähigkeit gegeben ist.

Stadtpräsidentin Reyer bittet die Anwesenden, sich zum Gedenken an die ver​storbene frühere Ratsfrau Elisabeth Lange von den Plätzen zu erheben.


Elisabeth Lange ist am 4. Januar 1995 im Alter von 66 Jahren in Kiel ver-


storben.


Frau Lange gehörte von 1974 bis 1990 als Mitglied der CDU-Ratsfraktion der


Kieler Ratsversammlung an.


Ihre Arbeitsschwerpunkte lagen im Bereich der Familien- und Sozialpolitik.


Sie gehörte den Aufsichtsräten von KWG, KWS und Kieler Seefischmarkt GmbH


an.

Elisabeth Lange ist - insbesondere auch in Anerkennung ihres engagierten Einsatzes für die Belange der Arbeitnehmerschaft sowie für die berufstäti​gen Frauen und die Familien ausländischer Mitbürger - mit dem Bundesver​dienstkreuz 1. Klasse ausgezeichnet worden, nachdem ihr bereits zuvor das Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen worden war.


Frau Lange hat sich um das Wohl ihrer Heimatstadt Kiel verdient gemacht.

Stadtpräsidentin Reyer teilt weiter mit, daß Ratsfrau Birgit Napieralla am 16. Dezember 1994 geheiratet hat und jetzt den Familiennamen Stöcken trägt. Stadtpräsidentin Reyer gratuliert nochmals im Namen von Ratsversammlung und Magistrat.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin Reyer teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zuge​stellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nach​trags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 16. Januar 1995 nachgeschickt


und


mit einer weiteren Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden.


Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung

Punkt 7 j)  Einsetzung eines Sonderausschusses                 - Drs. 37 ​


(Antrag S-U-K-Ratsfraktion)


und

Punkt 7 k)  Einsetzung eines Sonderausschusses                 - Drs. 39 ​


zur Untersuchung der Vorgänge im Zu-



sammenhang mit der Sanierung des



Schauspielhauses



(Antrag CDU-Ratsfraktion)


werden gemeinsam behandelt.

Punkt 7 d)  Nachwahl für den Vorstand der                      - Drs. 16 


​Stiftung "Jugend in Kiel"


wurde vom Antragsteller zurückgezogen.

Punkt 7 m)  Erhöhung der Transparenz bei der                   - Drs. 40 ​


Vergabe von Aufträgen an Dritte




(Antrag SPD-Ratsfraktion/Ratsfraktion




Bündnis 90/DIE GRÜNEN)

- Im Bauausschuß und Magistrat zurückgestellt -


Punkt 7 n)  1. Nachtragshaushaltssatzung
- Drs. 41 -




entfällt, da eine Verwaltungsvorlage




- Drs. 45 - vorgelegt wurde


Punkt 10.
Dienstzeiten in der Stadtbücherei
- Drs. 952 -




- Im Magistrat zurückgestellt -


Punkt 11.
Aufgabenkritik/Prüfauträge auf der Grundlage
- Drs. 666 -

des Ratsbeschlusses vom 16./17. Dezember 1993


Die auf den Tisch gelegten Tagesordnungspunkte


20.
Genehmigung einer überplanmäßigen
- Drs. 53 -




Ausgabe für den Sammelnachweis 652




(Deckungsring 869)


21.
Überplanmäßige Ausgabe bei der
- Drs. 54 -




Haushaltsstelle 675/6793


22.
Überplanmäßige Ausgabe bei der
- Drs. 55 -




Haushaltsstelle 720/6793


sowie in der nicht öffentlichen Sitzung


6.

Konzessionsvertrag zwischen Landeshauptstadt
- Drs. 33 -




Kiel und VVK

benötigen zur Anerkennung der Dringlichkeit eine 2/3 Mehrheit der gesetzli​chen Zahl der Mitglieder der Ratsversammlung. Diese Mehrheit wird nicht er​reicht, die genannten Punkte stehen daher nicht zur Beratung an.

Die Dringlichkeit der übrigen nachgereichten Anträge und Vorlagen wird ein-


stimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin Reyer stellt die Genehmigung der Tagesordnung in der geän-


derten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Es liegen keine Anfragen vor.

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 


a) Erfahrungsbericht zur "Nachtrags-Geschäftsordnung
- Drs. 29 -

für die Ortsbeiräte der Landeshauptstadt Kiel" 

------------------------------------------------- 



Kenntnis genommen

b) Umbau des Joachimplatzes und der Friesenbrücke              - Drs. 28 -



---------------------------------------------- 



Kenntnis genommen

c) Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen           - Drs. 27 -

Wirtschaftsstruktur" - Fördermöglichkeiten in Kiel 

-------------------------------------------------- 



Kenntnis genommen

d) Sanitäreinrichtungen im Olympiazentrum Schilksee            - Drs. 50 -



------------------------------------------------ 



Kenntnis genommen

7. Anträge der Fraktion 

a) Ausschußneubesetzungen                                      - Drs. 13 -



---------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : vor:



1. Schul- und Sportausschuß

a) Für die ausgeschiedene stellvertretende Vorsitzende des Schul- und Sportausschusses (Christiane Pahnke) wird das bisherige stellver​tretende Mitglied

Gabriele Hanowski-Zabel, Fritz-Reuter-Straße 8, 24159 Kiel

als neues ordentliches Mitglied und als stellvertretende Vorsit​zende gewählt.

b) Als neues stellvertretendes Mitglied des Schul- und Sportausschus​ses wird gewählt:

Dr. Dieter Sinhart-Pallin, Eichhofstraße 12, 24118 Kiel



2. Bauausschuß




Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied Christiane Pahnke




wird als neues stellvertretendes Mitglied gewählt:




Thomas Gezek, Hansastraße 48, 24118 Kiel



3. Kriegsopfer- und Behindertenausschuß

Für das ausgeschiedene stellvertretende Mitglied Michael Gaertner




wird als neues stellvertretndes Mitglied gewählt:




Marcus Wewer, Steinstraße 26, 24118 Kiel



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

b) Schulleiter/innen Wahlausschuß                              - Drs. 14 -

hier: Wahl von Vertreter/innen des Schulträgers

----------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : vor:

a) Für das ausgeschiedene Mitglied Christiane Pahnke des Schulleiter/in​nen-Wahlausschusses wird als neues Mitglied des Schulleiter/innen​Wahlausschusses gewählt:



Gabriele Hanowski-Zabel, Fritz-Reuter-Straße 8, 24159 Kiel

b) Als neues stellvertretendes Mitglied des Schulleiter/innen-Wahlaus-



schusses wird gewählt:



Dr. Dieter Sinhart-Pallin, Eichhofstraße 12, 24118 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

c) Neubesetzungen in Ortsbeiräten                              - Drs. 15 

​
------------------------------ 

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : vor:


1. Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieksdamm:

Für das ausgeschiedene Mitglied Ulrich Schlack wird als neues Mit-

glied des Ortsbeirats Schreventeich/Hasseldieksdamm gewählt:



Dr. Dieter Sinhart-Pallin, Eichhofstraße 12, 24118 Kiel


2. Ortsbeirat Ravensberg/Brunswik/Düsternbrook:

Für das ausgeschiedene Mitglied Inke Brandes wird als neues Mitglied des Ortsbeirats Ravensberg/Brunswik/Düsternbrook gewählt:



Charlotte Beau-Furtado, Sternwartenweg 4, 24105 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

d) Nachwahl für den Vorstand der Stiftung                      - Drs. 16 ​


"Jugend in Kiel"


-------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     : vor:

Für das ausgeschiedene Vorstandsmitglied Christiane Pahnke wird als neu-


es Vorstandsmitglied der Stiftung "Jugend in Kiel" gewählt:


Thomas Sonnenberg, Kolonnenweg 4, 24113 Kiel


Zurückgezogen

e) Mitglied im Kulturausschuß                                  - Drs. 17 


​-------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Kulturausschuß wird folgendes Mitglied gewählt: Dirk Hammerich, Wilhelminenstraße 18, 24103 Kiel

Als stellvertretendes Mitglied wird gewählt:

Christa Ketelsen, Gutenbergstraße 11, 24116 Kiel Beschluß:   

Nach Antrag - einstimmig -

f) Mitglied im Ausschuß für Wirtschaft und                     - Drs. 18 


​Kieler Woche


--------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche wird folgendes Mitglied


gewählt:


Ratsherr Bernd Petersen, Fritz-Reuter-Straße 4, 24159 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Mitglied im Ausschuß für Schule und Sport                   - Drs. 19 


​----------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Ausschuß für Schule und Sport wird folgendes Mitglied gewählt:


Christa Ketelsen, Gutenbergstraße 11, 24116 Kiel


Als stellvertretendes Mitglied wird gewählt:


Ratsherr Wolfgang Kottek, Jacobystraße 12, 24106 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

h) Mitglied im Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau           - Drs. 20 


​------------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Ausschuß für Finanzen und Wohnungsbau wird folgendes Mitglied ge​wählt:


Kl.-J. Benckwitz, Hardenbergstraße 21, 24118 Kiel

Als stellvertretendes Mitglied wird gewählt:

Ratsherr Fritz Harms, Wiener Allee 137, 24147 Kiel Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

i) Neuwahl eines Mitgliedes für den Verwaltungsrat             - Drs. 21 


​der Sparkasse


----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Verwaltungsrat der Sparkasse wird folgendes Mitglied gewählt:


Kl.-J. Benckwitz, Hardenbergstraße 21, 24118 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

j) Einsetzung eines Sonderausschusses zur Unter-               - Drs. 43 


​suchung der Vorgänge im Zusammenhang mit der

Sanierung des Schauspielhauses 

-------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion, S-U-K-Ratsfraktion


vor:


1. Zur vollständigen Aufklärung sämtlicher Vorgänge, die im Zusammenhang

mit der Sanierung des Schauspielhauses stehen, bildet die Ratsver-


sammlung einen Sonderausschuß

2. Der Sonderausschuß setzt sich aus zwei Mitgliedern der SPD-Ratsfrak​tion, zwei Mitgliedern der CDU-Ratsfraktion, einem Mitglied der Rats​fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN und einem Mitglied der S-U-K-Ratsfrak​tion zusammen.

3. In den Sonderausschuß wählt die Ratsversammlung folgende Mitglieder:


SPD-Ratsfraktion:            1.



                          2.


CDU-Ratsfraktion:            1.



                          2.


Bündnis 90/DIE GRÜNEN:       1.


S-U-K-Ratsfraktion:          1.

4. Der Ausschuß soll der Ratsversammlung in schriftlicher Form Bericht erstatten über insbesondere folgende Umstände:

a) Hat der Berliner Architekt Jürgen Sawade Planungsarbeiten für das Schauspielhaus geleistet, wenn ja, in welchem Umfang, unter wessen Beteiligung und auf wessen Veranlassung?

b) Wer hat wann und in welchem Umfang diesbezüglich Aufträge erteilt bzw. Gespräche geführt? Welche Zusagen, Zusicherungen oder sonsti​gen Vorteile irgendwelcher Art stehen damit in Verbindung? Wer ist für welche Maßnahmen zuständig und hat jemand unzuständig gehan​delt? Welche Verbindungen bestehen zu Mitgliedern der Selbstver​waltung und der Verwaltung? Welche Personen und/oder Gremien der Selbstverwaltung/Verwaltung sind darüber informiert worden?

c) Wer hat welche Zusagen o. ä. dem Künsterlischen Leitungsteam (KLT) in bezug auf die Sanierung des Schauspielhauses gemacht, auch so​weit sie in direktem Zusammenhang zu seiner Berufung stehen und soweit sie die Befugnis einräumen, selbständig Aufträge unter Um​gehung der Verwaltung zu erteilen?

d) Fanden - und wenn ja, warum - vorbereitende Gespräche ohne den zu-



ständigen Dezernenten statt?

e) Haben Mitglieder der Selbstverwaltung, des Magistrats und des KLT im Zusammenhang mit der Vergabe von Planungen versucht, auf das Hochbauamt und/oder andere Dienststellen Einfluß zu nehmen, oder haben sie Einfluß genommen? Wenn ja, wie?


f) Hat das Hochbauamt ggf. eigene fertige Sanierungspläne?

g) Welche Zusagen gibt es vom Land Schleswig-Holstein hinsichtlich

einer Kostenbezuschussung bzw. sind in diesem Zusammenhang Fristen gesetzt worden, die einer EU-gemäßen Ausschreibung zuwiderlaufen? Wenn ja, durch wen und auf wessen Veranlassung? Wer hat wann und in welcher Höhe Zusagen über vorhandene Gelder für die Sanierung gemacht?

h) Vor welchem Hintergrund wurde eine "Machbarkeitsstudie" im Magi​strat beantragt? Welche Absprachen, Zusicherunghen und Zusagen stehen damit in Verbindung? Inwieweit handelt es sich hierbei um die Umgehung einer ordnungsgemäßen Vergabe, und welche Einflußnah​men gab es auf das Hochbauamt bzw. Dienststellen der Verwaltung, die Beauftragung zur Machbarkeitsstudie mit bereits bestehenden Planungen in Einklang zu bringen?


i) Sind der stadt Nachteile oder Schäden entstanden? Wenn ja, welcher



Art und Höhe, und wer ist dafür verantwortlich?


5. Der Ausschuß tritt unverzüglich zusammen.


Beschluß:  mit Änderung einstimmig

k) Einsetzung eines Sonderausschusses-Ergänzungsantrag         - Drs. 46 


​--------------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN EN vor: vor:

Der Untersuchungsgegenstand des von den Ratsfraktionen CDU und S-U-K be-


auftragten Sonderausschusses wird um folgende Punkte erweitert:


1. Gemäß vorvertraglicher Vereinbarung zwischen der Landeshauptstadt



Kiel und den Mitgliedern des Künsterlischen Leitungsteams (KLT) wird

von diesen die Prüfung kostengünstigerer Alternativkonzepte anstelle eines Schauspielhaus-Neubaus gefordert.

Welche städtische Alternativkonzepte lagen zum Zeitpunkt des Ab​schlusses der Vorverträge vor? In welcher Weise haben der Theaterde​zernent und die Bauverwaltung das KLT nach Abschluß der Vorverträge bei der Erfüllung dieser Aufgabe unterstützt? Hat das KLT den Thea​terdezernenten und die Bauverwaltung ihrerseits über ihre Überlegun​gen informiert?

2. Welche Maßnahmen wurden seitens des verantwortlichen Theaterdezernen​ten getroffen, um die von der Ratsversammlung am 15.09.1994 gefaßten Beschlüsse (Drucksache 618) umzusetzen?

- Wann hat der zuständige Theaterdezernent i. d. A. Gespräche mit der Bauverwaltung geführt? 




Zu welchen Ergebnissen führten diese Gespräche? 

Zu welchem Zeitpunkt wurde das KLT über diese Gespräche informiert und in welcher Form war es an diesen beteiligt?

- Welche Verhandlungen hat der Theaterdezernent im Vorfeld einer for​mellen Beantragung mit den zuständigen Ministerien geführt, um si​cherzustellen, daß die Landeshauptstadt Kiel zum frühestmöglichen Zeitpunkt einen angemessenen Anteil aus den für Theaterumbau vorge​sehenen Landesmitteln erhält? 




Welche bauliche Konzeption lag diesen Verhandlungen zugrunde? 




Wer war an dem jeweiligen Gespräch beteiligt? 

Wer wurde über die Gesprächsinhalte und Verhandlungsergebnisse in​formiert?

- Was wurde durch die zuständige Verwaltung veranlaßt, um die für Planung und Umbau erforderlichen städtischen Mittel zeitgerecht be​reitstellen zu können?

- Inwieweit wurde seitens der zuständigen Verwaltung bei theaterspe​zifischen Fragen die von der Ratsversammlung beschlossene externe Beratung gesucht? Wer war an dem in diesem Zusammenhang geführten Gespräch beteiligt, zu welchen Ergebnissen führten diese Gespräche, wem wurden die getroffenen Entscheidungen zur Kenntnis gegeben? In welcher Form und von wem wurden diese Gespräche protokolliert?

3. Wann, in wessen Auftrag und auf welcher Grundlage hat die Bauverwal​tung eigene Planungen aufgenommen? Wer wurde zu welchem Zeitpunkt hierüber sowie über den jeweiligen Planungsstand informiert? Welche Gespräche wurden innerhalb der Verwaltung und mit Dritten hierzu ge​führt? War das KLT an diesen Gesprächen beteiligt bzw. über die Ge​sprächstermine informiert?

4. Welchen Zeitplan hat der Theaterdezernent als Bauherr für die Sanie​rung des Schauspielhauses aufgestellt? Mit wem wurde dieser Zeitplan abgestimmt? Welche Maßnahmen wurden geplant und ggf. eingeleitet, um

einen geordneten Spielbetrieb während der Umbauphase zu gewährlei​sten? Geschah dieses unter Beteiligung des KLT?

5. Wem war das auszugsweise in den Kieler Nachrichten (Ausgabe vom 23.12.1994) zitierte Protokoll sowie der in den Kieler Nachrichten am 04.01.1995 auszugsweise zitierte interne Vermerk zugänglich?

Aufgrund welcher Kenntnisse konnte der Theaterdezernent in dieser Sa​che presseöffentlich Stellung nehmen und erklären, die zuständige Bauverwaltung habe sich völlig korrekt verhalten?

Die vorliegenden Anträge der S-U-K-Ratsfraktion und der CDU-Ratsfraktion werden durch einen außerhalb der Zusammenstellung auf den Tisch gelegten interfraktionellen Antrag - Drs. 43 - ersetzt.

Stadtrat    T o v a r    (SPD) ergänzt diesen Antrag durch einen eben​falls außerhalb der Zusammenstellung auf den Tisch gelegten Antrag der SPD-Ratsfraktion/Ratsfrakation Bündnis 90/DIE GRÜNEN - Drs. 46 -.


Beschluß über Drs. 46: Nach Antrag - einstimmig

Stadtrat    T o v a r    (SPD) stellt namens seiner Fraktion folgenden


Änderungsantrag:

Der Sonderausschuß setzt sich aus 3 Mitgliedern der SPD-Ratsfraktion, 2 Mitgliedern der CDU-Ratsfraktion sowie je einem Mitglied der Ratsfrakti​on Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der S-U-K-Ratsfraktion zusammen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Die Ratsfraktionen benennen für den/die ihnen nach diesem Beschluß zu-


stehenden Sitz(e) folgende Mitglieder:


SPD-Ratsfraktion            Vorsitz: Stadtrat Eckehard Raupach




Ratsfrau Birgit Stöcken




Ratsherr Karl Altewolf


CDU-Ratsfraktion
Stadtrat Dr. Aarne Wulff



Ratsfrau Silke Engelke Ratsfraktion Bündis 90/DIE GRÜNEN
Ratsherr Rolf Kähler


S-U-K-Ratsfraktion
Ratsherr Wolfgang Kottek

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit bei 1 Enthaltung 

Beschluß über den Ursprungsantrag - Drs. 43 - einschl. aller beschlosse​nen Änderungen und Ergänzungen: Einstimmig

l) Stellv. Mitglied im Schulleiterwahlausschuß                 - Drs. 38 ​


------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Schulleiterwahlausschuß wird als stellvertretendes Mitglied ge-


wählt:


Christa Ketelsen, Gutenbergstraße 11, 24116 Kiel


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

m) Erhöhung der Transparenz bei der Vergabe von                - Drs. 40 ​


Aufträgen an Dritte


-------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN EN vor:


vor:


1.

Es bleibt bei der generellen Vorlage aller entsprechenden Vergaben

ab 300.000,00 DM bei Bauleistungen bzw. 150.000,00 DM bei sonsti​gen Lieferungen und Leistungen.

2. a. Bei der Umsetzung beschlossener Projekte ist vor der Vergabe ein-

zelner Leistungen dem Vergabe-Ausschuß über die geplante Abwick​lung der Vergabe zu berichten. Teilvergaben ("Stückelungen") sind zu begründen.

2. b. Alle zu vergebenden Bauleistungen bzw. sonstige Lieferungen und Leistungen ab 50.000,00 DM sind dem Vergabeausschuß monatlich in Form einer Listen vorzulegen.

Es bleibt dem Vergabeausschuß vorbehalten, aus diesen Listen stichprobenweise Vorhaben zu bestimmen, die vom RPA gesondert un​tersucht werden sollen, unabhängig von der Wertgrenze.

2. c. In den og. Listen sind die einzelnen Bestandteile eines Gesamtvor​habens (verschiedene Gewerke usw.) mit ihren Einzelvolumen, unab​hängig von der jeweiligen Auftragshöhe, kenntlich zu machen. Die Leistungsunterschiede von Angeboten sind generell zu erläutern.


3.

Das Amt 04 wird beauftragt, einen stellenneutralen Organisations-

vorschlag vorzulegen, mit dem die Geschäftsführung des Vergabeaus​schusses gestärkt werden kann. Ziel der Maßnahme soll sein, insbe​sondere die Eröffnung der Angebote beim Vergabeausschuß zu konzen​trieren. In Abstimmung mit dem Rechtsamt soll darüber hinaus ein Vorschlag für ein "Eröffnungs- bzw. Vergabeprotokoll" gemacht wer​den, aus dem mindestens die Endsummen der Einzelangebote und eine Aussage über die Vergleichbarkeit der angebotenen Leistungen her​vorgehen.


4.

Dem Finanz- und Wohnungsausschuß ist einmal jährlich - spätestens

im Oktober - ein Vergabebericht bzw. eine Liste sämtlicher Verga​ben der LH Kiel an Dritte vorzulegen, die mindestens die Bezeich​nung des Projektes, den/die Auftraggeber/in und die Vergabesumme umfassen müssen.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

o) Sanierung Schauspielhaus                                    - Drs. 42 ​


------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Der Bauausschuß empfiehlt dem Magistrat, seinen Beschluß vom 30.11.1994 zur Vergabe einer Machbarkeitsstudie an den Architekten Herrn Prof. Sawade aufzuheben.

2. Die Architektenleistungen für die Sanierung/den Umbau des Schauspiel​hauses werden nach der EU-Dienstleistungsrichtlinie 92/50 EWG verge​ben. Gemäß Art. 1 f in Verbindung mit Art. 11 Abs. 2 der o. a. Richt​linie ist u. a. aufgrund der besonderen künstlerischen Anforderungen das Verhandlungsverfahren zu wählen.

- Der Stadtbaurat wird angewiesen, entsprechend zu verfahren -

3. Die Vergabe umfaßt alle Architektenleistungen vom Planungsentwurf




über die Erstellung der HU-Bau bis einschließlich der Bauausführung.

- Es stehen nur noch die Ziffern 2. und 3. des Antrages zur Abstimmung


an -

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadtbaurat Dr.    F l a g g e    (SPD) äußert seine grundsätzlichen Be​denken zu dem gewählten Verhandlungsverfahren. Er befürchtet eine Verzö​gerung des Baubeginns um drei Monate.


Stadtbaurat Dr. Flagge artikuliert folgende Risiken:

- Es wird euroweit ausgeschrieben und dann kann sich jeder bewerben, von Sizilien bis Portugal bis Kiel. Und dann muß entschieden werden, wel​cher Bewerber besser ist; das ist der erste Ansatz für Anfechtbarkeit.

- Wenn dann eine Entscheidung getroffen wird, wird man unter denen, die in die Verhandlung einbezogen werden, ebenfalls entscheiden müssen; auch diese Entscheidung wird anfechtbar sein. Nachdem dieser Konflikt dann bundesweit in der Fachpresse diskutiert worden ist, werden ver​mutlich gewisse Kreise sehr daran interessiert sein, für weitere Ver​zögerungen zu sorgen.

Sprecher wagt die vorsichtige Prognose, daß die insgesamt 16 Monate nach Erfahrungsüberschlag des Hochbauamtes, die man brauchen wird, um bei reibungslosem Verfahren mit reibungslosen Entscheidungswegen zum Ab​schlagen des ersten Quadratmeter Putzes zu kommen, durchaus auch länger sein können.

- Durch die Herausnahme des Hochbauamtes aus dem Verfahren entfallen er​forderliche Kontrollmöglichkeiten der Bauleitung und der Kosten. Hin​sichtlich der Kostenentwicklung entstehen die größten, nicht kalku​lierbaren Risiken.

Stadtbaurat Dr.- Flagge steht zu seiner Empfehlung, den Vorentwurf ex​tern fertigen zu lassen, die Werkplanung etc., insbesondere die Baulei​tung mit allem daranhängenden Controlling, jedoch dem Amt 65 zu belassen (Workshop-Vorgehen). Wenn diese Teile an ein Büro vergeben werden, das keiner kennt, muß man wissen, daß nach der geltenden Rechtsprechung in Haftungsbereichen der Architekt, der eine Kostensumme nennt, nicht ver​pflichtet ist, sich daran zu halten.

Da hier der "übliche Weg" - Vorplanung; Überführung der Vorplanung in

die nächste Phase der Planung; HU-Bau; Kostenermittlung - verlassen wird, d. h. diese Dinge werden nicht durch die Bauverwaltung, sondern durch einen unbekannten Architekten ermittelt, lehnt Stadtbaurat

Dr. Flagge jede Verantwortung für Management und Kostenkontrolle ab.

Die Verantwortung müssen dann die tragen, die hier entsprechend be-


schließen und managen.

Ratsherr    W u n d e r    (CDU) stellt folgenden Alternativantrag zu


den Ziffern 2. und 3. der Drs. 42:

"Mit den Architektenleistungen vom Planungsentwurf über Erstellung der HU-Bau bis einschl. der Bauausführung wird das Hochbauamt der Landes​hauptstadt Kiel beauftragt.

Es kann sich hierbei externer Sonderbaufachleute in Abstimmung mit dem


Bauausschuß bedienen."

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) ruft sodann zur alternativen Ab-


stimmung auf.

Dabei erhält der Ursprungsantrag - Drs. 42 - die Mehrheit der abgegebe-


nen Stimmen.

p) Umbesetzung im Aufsichtsrat der VVK                         - Drs. 44 ​


----------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN     :



vor:

Für das aus dem VVK-Aufsichtsrat ausscheidende Mitglied Lutz Oschmann wird



Ratsherr Wilfried Voigt



in den Aufsichtsrat der VVK gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

8. Betreff:  Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr         - Drs. 5 -




- 12. Nachtragssatzung -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Die als anlage beigefügte 12. Nachtragssatzung über die Reinigung

der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird be​schlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

 9. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden            - Drs. 1 ​


Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des Oberlöschmeisters Siegfried Wegner, geb. am 11.08.52

in Plön, wohnhaft Clausewitzstraße 7, 24105 Kiel, zum stellver​tretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte - vor​behaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - wird zu​gestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  Dienstzeiten in der Stadtbücherei                    - Drs. 952 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Die Vorbereitungszeit wird auf zwei Stunden reduziert. Sie wird

in der Dienststelle abgeleistet. Durch die verlängerte Präsenz am Arbeitsplatz soll zugunsten der Benutzer die Öffnungszeit flexib​leer gestaltet werden. Dabei soll es möglich sein, die Stadtbü​cherei auch samstags zu öffnen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

11. Betreff:  Aufgabenkritik/Prüfaufträge auf der Grundlage des    - Drs. 666 ​Ratsbeschlusses vom 16./17.12.1993


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
1. Den in Anlage A aufgeführten Konsolidierungsvorschlägen wird





zugestimmt.

Die Verwaltung wird beauftragt, unverzüglich die zur Umsetzung der Vorschläge erforderlichen Maßnahmen einzuleiten.

2. Von den in Anlage b aufgeführten Ergebnissen zu den mit Be​schluß der Ratsversammlung vom 16./17.12.1993 erteilten Prüf​aufträgen wird Kenntnis genommen.

Den Beschlußvorschlägen wird zugestimmt.



3. Die Verwaltung wird beauftragt,

a) zu prüfen, ob un din welchem Umfang Minderheitsbeteiligun​gen der Stadt an den Gesellschaften

- Versorgung und Verkehr/Stadtwerke/KVAG







- Sparkasse Kiel







- Kieler Wohnungsbaugesellschaft







- Kieler Stadtentwicklungs- und Sanierungsgesellschaft







- Seefischmarkt

veräußert werden können und Vorschläge zur Verwendung der Erlöse vorzulegen,

b) im Haushalt 1995 Dividenten/Gewinnbeteiligungen der Stadt als Gesellschafterin der og. Gesellschaften nach dem Ergeb​nis der Einzelgespräche zu veranschlagen.

Die Mitglieder in den Aufsichtsräten der Gesellschaften werden aufgefordert, der Zahlung in den Gremien der Gesell​schaften zuzustimmen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

12. Betreff:  Umstrukturierungen vor dem Hintergrund der           - Drs. 918 ​Pflegeversicherung im Bereich der Altenarbeit


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Anliegendem Grundkonzept wird zugestimmt. Die Verwaltung wird

beauftragt, die einzelnen Schritte einzuleiten:




1. Einrichtung einer kommunalen Pflegekonferenz.




2. Schaffung von Verbundlösungen mit den Sozialstationen.




3. Ausweitung des teilstationären Pflegeangebotes der Kurzzeit-

pflege zu Lasten der Altenheimkapazitäten.




4. Ausweitung des teilstationären Angebotes der Tagspflege.




5. Umwidmung des Hauses Elsterkoppel von einer Alteneinrichtung

in eine sozialtherapeutische Einrichtung.




6. Umwidmung des Hauses Tannenberg in eine Einrichtung mit offe-

nen gerontopsychiatrischen Wohngruppen. Hierzu sind Planungs​mittel in Höhe von 450.000,-- DM zur Erstellung der Bau- und Haushaltsunterlagen notwendig.




7. Errichtung der Betreuten Wohnanlage am Klausdorfer Weg.




8. Verbundlösungen mit den Rentnerwohnanlagen der KWG schafafen.




9. Modernisierung, Sanierung und Nutzungserweiterung der vorhan-






denen Gebäude sicherstellen.



10. Ausbau der geriatrischen Rehabilitation.



11. Anpassung der Organisationsstrukturen an die Erfordernisse

des sozialpolitischen Handelns vor dem Hintergrund des Pfle​geversicherungsgesetzes.

Hierzu liegt folgender Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion   - Drs. 58 ​vor:

1. Der Einrichtung einer kommunalen Pflegekonferenz wird zugestimmt.


2. Die Verwaltung wird beauftragt, folgendes zu prüfen:

a) Welche Möglichkeiten von Verbundlösungen zwischen kommunalen Heimen, Sozialstationen und insbesondere des Nachtdienstes bestehen. Dabei soll aufgezeigt werden, wie das vorhandene Personal effizient und ko​stensparend eingesetzt werden kann und ob zusätzliche Sach- und Per​sonalkosten entstehen.

b) Wie das teilstationäre Angebot der Tagespflege erweitert werden kann, wo, d. h. in welchen Einrichtungen dies geschehen kann und mit wel​chen Personal- und Sachkosten dies verbunden wäre.

c) Ob in der Trägerschaft der Stadt oder eines anderen Trägers das Haus Elsterkoppel gem. §§ 39, 100 BSHG als sozialtherapeutische Einrich​tung in der Zuständigkeit des überörtlichen Trägers weiterbetrieben werden kann. Insoweit wird die Verwaltung über den Prüfungsauftrag hinaus beauftragt, auch in Verhandlungen mit dem Land einzutreten.

d) Welche Möglichkeiten von Verbundlösungen zwischen den KWG-Rentner​wohnanlagen und der Stadt bestehen. Dabei soll aufgezeigt werden, wie das vorhandene Personal effizient und kostensparend eingesetzt werden kann, und ob zusätzliche Sach- und Personalkosten entstehen.

e) Welcher Bedarf an Modernisierung, Sanierung und Nutzungserweiterung an vorhandenen Gebäuden besteht. In Abstimmung mit dem Hochbauamt sind der vorhandene und zukünftige Bedarf sowie die Kosten zur Dek​kung des Bedarfs zu ermitteln. Die Verwaltung soll eine Prioritäten​liste vorlegen.

f) Wie groß der Bedarf an Einrichtungen/Plätzen der geriatrischen Reha​bilitation in Kiel derzeit ist. Es soll dargestellt werden, welche Kapazitäten vorhanden sind, und welche Sach- und Personalkosten durch die Erweiterung des Angebots entstehen. Darüber hinaus soll ein Zeit​plan aufgestellt werden, innerhalb dessen die erforderlichen Rehabi​litationsstrukturen geschaffen werden sollen. Ebenso soll aufgezeigt werden, welche Verbundlösungen mit niedergelassenen Krankengymnasten und Ergotherapeuten denkbar sind.

g) Ob die Organisationsstrukturen der derzeitigen Heime mit Blick auf das Pflegeversicherungsgesetz angepaßt werden müssen, welche Organi​sationsform aus (betriebs)-wirtschaftlicher Sicht die empfehlenswer​teste ist, welche Personal- und Sachkosten durch Änderung der Organi​sationsform neu entstehen oder aber eingespart werden können.

Stadtpräsidentin   R e y e r    (SPD) ruft hierzu den Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion - Drs. 58 - auf und stellt die Anträge alternativ zur Ab​stimmung.

Dabei erhält die Ursprungsvorlage - Drs. 918 - die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

13. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO                  - Drs. 23 ​- Haushaltsstelle 50.7010 -





hier: Genehmigung einer Eilentscheidung







des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 50.7010 - Zuwendung an den Verein zur Förderung der Gesundheitshilfe für Suchtkranke wird einer sofor​tigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 23.000,-- DM zuge​stimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Einsparungen bei

50.7006 - Zuwewndung an die Arbeitsgemeinschaft






zur Abwehr von Suchtgefahren
20.600,-- DM



540.572 - Verbrauchsstoffe und sonstiger






Anstaltsbedarf
2.400,-- DM







23.000,-- DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO                  - Drs. 24 ​- Haushaltsstelle 540.620 -



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung





des Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 540.620 - Inanspruchnahme von Kliniken und Anstalten - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 63.000,-- DM zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei

540.172 - Zuweisungen von Gemeinden und Gemeinde-






verbänden
46.000,-- DM



540.177 - Zuschüsse von übrigen Bereichen
12.000,-- DM



und durch Sperrung bei



540.572 - Verbrauchsstoffe und sonstiger






Anstaltsbedarf
5.000,-- DM







63.000,-- DM


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Aufstellungsbeschluß für die Bebauungspläne          - Drs. 30 



​Nr. 773, 848 und 849 im zentralen Bereich

Kiel-Gaarden; flächengleich mit dem Sanierungs-



gebiet SAG 2. Satzungserweiterung


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
a) Für das Baugebiet Kiel-Gaarden: Nördlich Norddeutsche Straße,

Elisabethstraße, Johannesstraße, Schulstraße wird der Bebau​ungsplan Nr. 773 aufgestellt.

b) Für das Baugebiet Kiel-Gaarden: Nördlich Norddeutsche Straße, Kaiserstraße, Johannesstraße, Elisabethstraße wird der Bebau​ungsplan Nr. 848 aufgestellt.

c) Für das Baugebiet Kiel-Gaarden: Johannesstsraße, Stoschstraße, Iltisstraße, Helmholtzstraße, Karlstal, Elisabethstraße ohne




Vinetaplatz wird der Bebauungsplan Nr. 849 aufgestellt.

Die einzelnen Plangebiete sind in dem beigefügten Übersichts​plan gekennzeichnet worden.

d) Der von der Ratsversammlung am 27.08.1986 beschlossene Auf​stellungsbeschluß für den Bebauungsplan Nr. 773 mit dem Bauge​biet Kiel-Gaarden, Norddeutsche Straße, Elisabethstraße, Jo​hannesstraße, Schulstraße wird aufgehoben.

e) Der Bebauungsplan Nr. 25 mit dem Baugebiet Kiel-Gaarden, Eli​sabethstraße, östliche Seite zwischen Augusten- und Norddeut​sche Straße wird aufgehoben.

f) Der Bebauungsplan Nr. 48 mit dem Baugebiet Kiel-Gaarden, Jä​gerstraße, Elisabethstraße, Norddeutsche Straße, Kaiserstraße wird aufgehoben.

g) Der Bebauungsplan Nr. 79 mit dem Baugebiet Kiel-Gaarden, Eli​sabethstraße, Jägerstraße, Kaiserstraße, Wikingerstraße, Jo​hannesstraße wird aufgehoben.

h) Der Bebauungsplan Nr. 140 mit dem Baugebiet Kiel-Gaarden, Hü​gelstraße, Sandkrug, Norddeutsche Straße, Augustenstraße, Eli​sabethstraße wird aufgehoben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel
          - Drs. 32 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der anliegenden Widmungsverfügung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Kleine Anfragen


Es liegen keine Kleinen Anfragen vor.

19. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

19. Betreff:  1. Nachtragshaushaltssatzung
          - Drs. 45 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel



für das Haushaltsjahr 1995

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversamm​lung vom

     mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde folgende


Nachtragshaushaltssatzung erlassen:







§ 1


Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden




und damit der Gesamtbetrag erhöht
 vermindert
des Haushaltsplanes einschl.






um
     um
der Nachträge

gegenüber      nunmehr bisher         festgesetzt





DM          DM
DM             DM


im Vermögenshaushalt


die Einnahmen
1.000.000

200.534.200    201.534.200


die Ausgaben
1.000.000

200.534.200    201.534.200






§ 2


Es werden neu festgesetzt:


1. Der Gesamtbetrag der Kredite von bisher



84.872.800 DM auf


 85.872.800 DM,


2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-



mächtigungen von bisher 110.665.000 DM auf
111.665.000 DM.


Die kommunalaaufsichtliche Genehmigung wurde am
        erteilt.


Kiel, den


Der Oberbürgermeister


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Betreff:  Genehmigung einer überplanmäßigen Ausgabe für den    - Drs. 53 ​Sammelnachweis 652 (Deckungsring 869) - Post- und Fernmeldegebühren


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Zugestimmt wird für das Haushaltsjahr 1994 der Leistung einer

überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 390.000 DM bei der Haushalts​stelle 020/652 - Post- und Fernmeldegebühren - (Deckungsring 869).

Die Ausgabe wird gedeckt durch Einsparungen in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 912/808 - Zinsausgaben an den Kreditmarkt -.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

21. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 54 ​




675/6793


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Eine überplanmäßige Ausgabe bei 675.6793 "Sonstige innere Kosten-




erstattungen" in Höhe von
171.000 DM wird beschlossen.

Die Deckung ist durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei 720.675 "An öffentliche Unternehmen" gewährleistet.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

22. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 55 ​




720/6793


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Eine überplanmäßige Ausgabe bei 720.6793 "Sonstige innere Kosten-




erstattungen" in Höhe von 1.872.800 DM wird beschlossen.

Die Deckung ist durch Minderausgaben in gleicher Höhe bei 720.675 "An öffentliche Unternehmen" gewährleistet.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

23. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r
(SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung

der Ratsversammlung am 16. Februar 1995 stattfindet und schließt die öf​fentliche Sitzung.


Stadtpräsidentin             1. Schriftführer
2. Schriftführer



                   1. Stellv.
2. Stellv.




Schriftführer
   Schriftführerin

Stell. Schrift​führerin


Protokollführer

